
Deutschen Demokratischen Republik vom 3. April 19572 
bereits von dem Grundprinzip der engsten Verbindung 
zwischen den Abgeordneten und ihren Wählern be
herrscht, so daß es in vollem Umfang für die Wahlen 
zu den Bezirkstagen am 16. November 1958 anwendbar 
ist; das neue Gesetz über die Volkskammerwahlen 
folgt den gleichen Grundsätzen. In welchen Punkten 
es wesentlich über das frühere Wahlgesetz hinausgeht, 
wie z. B. in der Bildung von Wahlkreisen und deren 
Bedeutung für die Kandidatenvorstellung und die 
Tätigkeit der Abgeordneten nach der Wahl, in der 
erhöhten Verantwortlichkeit der Abgeordneten gegen
über den Wählern sowie in der kollektiven Verant
wortlichkeit bei der Durchführung der Wahlen, wird 
in der Begründung des Wahlgesetzes durch den Mini
ster des Innern ausführlich erläutert, worauf hier ver
wiesen werden kann.3 4

Bin entscheidender Grundsatz der Verbesserung der 
Arbeit des Staatsapparates nach dem Gesetz vom 
11. Februar 1958 besteht darin, den örtlichen Organen 
die volle Verantwortung für die staatlichen und wirt
schaftlichen Aufgaben in ihrem Zuständigkeitsbereich 
zu übertragen und im Zusammenhang damit das 
System der vertikal-ressortmäßigen Leitung der ört
lichen Räte und ihrer Fachabteilungen durch die zen
tralen Organe zu beseitige».'' Auch durch den Beschluß 
über die Ordnung zur Leitung der örtlichen Räte durch 
den Ministerrat vom 31. Juli 1958 (GBl. I S. 617), der 
an die Stelle des gleichlautenden Beschlusses vom
24. Januar 19575 6 * getreten ist und den Beschluß vom-
3. Februar 1955 über die Anleitung und Kontrolle der 
Fachabteilungen bei den Räten der Bezirke und Kreise 
durch die Ministerien und Staatssekretariate mit eige
nem Geschäftsbereich8 außer Kraft gesetzt hat, werden 
bessere Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die ört
lichen Volksvertretungen und ihre Räte ihren hohen 
Verpflichtungen bei der Leitung des sozialistischen 
Aufbaus im örtlichen Zuständigkeitsbereich in vollem 
Umfang naehkommen.

Aufgabe des Ministerrats ist es, durch die richtige 
planmäßige Anleitung in den Grundfragen die selb
ständige und eigenverantwortliche Tätigkeit der ört
lichen Räte zu fördern und ihnen eine allseitige poli
tische Unterstützung bei der Durchführung der staat
lichen Aufgaben zu geben. Der Ministerrat hat dafür 
zu sorgen, daß die örtlichen Räte an der vollen Ent
faltung der Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungeh
aktiven Anteil nehmen, daß insbesondere die politische 
organisatorisch-erzieherische Kraft der Volksvertretun
gen, der Ständigen Kommissionen und der Abgeord
neten voll zur Geltung kommt. Er hat ferner zu ge
währleisten, daß die zentralen Organe der staatlichen 
Verwaltung den örtlichen Räten politisch-ideologische 
und organisatorische Hilfe und Unterstützung an Ort 
und Stelle geben.

Der Gedanke, daß jede staatliche Leitungstätigkeit in 
erster Linie eine politische Aufgabe ist, zieht sich wie 
ein roter Faden durch die vielfältigen Pflichten und 
Befugnisse des Staatssekretärs für die Anleitung der 
örtlichen Räte (Ziff. II, 2 des Beschlusses). Daraus sei 
lediglich hervorgehoben, daß der Staatssekretär die 
örtlichen Räte bei der Herstellung und ständigen 
Festigung der Verbindung der örtlichen Organe der 
staatlichen Verwaltung mit der Arbeiterklasse und 
allen Werktätigen und den Massenorganisationen, 
namentlich mit den Gewerkschaften und der Natio
nalen Front, unterstützt. Er hat die örtlichen Räte auf 
die politischen, ökonomischen und kulturellen Haupt
aufgaben zu orientieren, für die Durchsetzung des 
sozialistischen Arbeitsstils in den örtlichen Räten zu 
sorgen sowie Maßnahmen zur klassenmäßigen Ver
stärkung und einer qualifizierten Besetzung der leiten
den Funktionen der örtlichen Räte durchzuführen. Zu
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den Methoden, mit denen der Staatssekretär hierbei 
arbeitet, gehört nicht nur das bisherige System der 
Beauftragten, sondern auch die Bildung von Komplex- 
Brigaden unter Einbeziehung anderer Organe der 
staatlichen Verwaltung.

Mehrere Gesetzgebungsakte verfolgen das Ziel, breite 
Schichten der Werktätigen in die P r e i s p o l i t i k  
einzubeziehen'und damit auch auf diesem Gebiet die 
enge ressortmäßige Arbeit des Staatsapparates zu 
überwinden.

An der Spitze steht hier der Beschluß über die 
weitere Verbesserung der Arbeit auf dem Gebiet der 
Preise vom 14. August 1958 (GBl. I S. 637), der auf der 
Grundlage des Gesetzes vom 11. Februar 1958 die 
Verantwortlichkeit aller Staatsorgane in Preisbildungs
angelegenheiten neu abgrenzt, darunter auch die der 
Staatlichen Plankommission, der WB und der Räte 
der Bezirke und Kreise. Der Einfluß der Gewerkschaft 
auf die Preisbildungspolitik wird dadurch gesichert, 
daß an den Sitzungen der Preiskommissionen ein Ver
treter des FDGB beratend teilnimmt, was sowohl für 
die bei dem Ministerrat gebildete Regierungskommis
sion für die Preise als auch für die Preiskommissonen 
des Wirtschaftsrates bei den Räten der Bezirke gilt. 
Allen bei der Preisbildung beteiligten Organen ist es 
zur Pflicht gemacht, in Auswertung der bei der Er
arbeitung von Preisregelungen gewonnenen Erkennt
nisse Maßnahmen zur Durchsetzung des Sparsamkeits
regimes zu ergreifen, die zur Senkung der Selbst
kosten, zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
zur Erhöhung der Rentabilität führen. Auf Grund der 
Anordnung über die Verpflichtung zur Auskunfts
erteilung in Preisbildungsangelegenheiten vom 16. Juni 
1958 (GBl. I S. 546) haben die mit Preisbildungsbefug
nissen ausgestatteten Staatsorgane das Recht, von den 
Betrieben aller Eigentumsformen die Erteilung von 
Auskünften oder die Vorlage von Unterlagen, ge
gebenenfalls auch die Einsicht in diese und die Be
sichtigung der Betriebe sowie Auskünfte über die 
Höhe und die Zusammensetzung der Kosten zu ver
langen, die zur Herstellung von Erzeugnissen aufge
wendet worden sind.

Die reale Verbesserung der Lebenslage der werk
tätigen Bevölkerung durch die Schaffung eines einheit
lichen Preissystems nach Wegfall der Lebensmittel
karten wird durch eine weitere Maßnahme auf dem 
Gebiet des Preisrechts gesichert. Die Preisanordnung 
Nr. 1058 — Anordnung über die Erweiterung der Preis
auszeichnungspflicht — vom 26. Juni 1958 (GBl. I S. 545) 
erleichtert den Werktätigen die Kontrolle der neuen 
einheitlichen Preise, z. B. durch die Pflicht zur Angabe 
der alten und der neuen Preise auf den Speisekarten 
der Gaststätten. Die Preiskontrolle wird vor allem 
durch eine stärkere Einbeziehung der gesamten Be
völkerung, insbesondere der Gewerkschaft und des 
DFD, verbessert, wobei das Recht jedes Bürgers, bei 
Preisverstößen deren sofortige Beseitigung zu fordern 
oder Anzeige zu erstatten, noch besonders hervor
gehoben wird.

*

Die in dem Beschluß des V. Parteitages gestellte 
ökonomische Hauptaufgabe, Westdeutschland auf den 
wichtigsten Versorgungsgebieten bis zum Jahre 1961 
einzuholen und zu überholen, verlangt eine rasche 
Steigerung der Arbeitsproduktivität und qualitativ 
höhere Methoden der Leitung aller Zweige unserer 
Volkswirtschaft. In der volkseigenen Industrie kommt 
es nicht zuletzt auch darauf an, alle in den Betrieben 
noch vorhandenen Reserven aufzudecken und damit 
Voraussetzungen zur Erhöhung der industriellen Pro
duktion zu schaffen. Die Anordnung über die Kapa
zitätsplanung in den volkseigenen und ihnen gleich
gestellten Industriebetrieben vom 24. Juni 1958 (GBl. II 
S. 155) enthält die Prinzipien für eine verbesserte 
Kapazitätsermittlung in der volkseigenen Industrie, so 
daß bei künftigen Planungsmaßnahmen die wirkliche 
Leistungsfähigkeit unserer Industrie voll ausgeschöpft 
werden kann.

Unter den weiteren ökonomischen Aufgaben ist in 
dem Beschluß des V. Parteitages festgelegt, daß die 
Erzeugung von Elektroenergie schneller wachsen muß 
als die industrielle Bruttoproduktion. In der Anord
nung über die Leitung und Kontrolle der Durch-
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